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Städtische Stellungnahme zum Planfeststellungsverfahren für den Neubau der L 
712n - 4. BA - zwischen der B 61 und L 778 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Die Bezirksvertretung Heepen empfiehlt dem UStA/der UStA empfiehlt dem Rat/der Rat be-
schließt: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, im Planfeststellungsverfahren für den Neubau der L 712n -4. BA- 
zwischen  der B 61 und L 778 in den Gemarkungen Brake, Milse und Altenhagen der Stadt Biele-
feld und in den Gemarkungen Elverdissen und Diebrock der Stadt Herford entsprechend der als 
Anlagen 1 und 2 beigefügten Stellungnahmen der Fachdienststellen gegenüber der Bezirksregie-
rung Detmold Stellung zu nehmen. 
 
 
Begründung: 
 

Der Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung OWL plant den Neubau der L 712n, 
4. Bauabschnitt.  
Diese Baumaßnahme ist im Gesetz zur Änderung des Landesstraßenausbauplanes vom 
12.12.2006 in der Stufe 1 enthalten. Daher wurde für dieses Bauvorhaben im März dieses Jahres 
seitens der Bezirksregierung Detmold das Planfeststellungsverfahren eingeleitet. Hierfür haben 
die Planfeststellungsunterlagen zur allgemeinen Einsicht in der Zeit vom 31.03.2008 bis ein-
schließlich 30.04.2008 öffentlich ausgelegen. Im Anschluss hieran konnten bis spätestens vier 
Wochen nach Ablauf der Auslegefrist, das war der 28.05.2008, Einwendungen gegen den Plan 
geltend gemacht werden. Darüber hinaus hat der Landesbetrieb am 16.04.2008 im Rahmen einer 
öffentlichen Bürgerinformationsveranstaltung die Planungen vorgestellt.  
 
Der beabsichtigte Neubau ist in den Flächennutzungsplänen der Städte Bielefeld und Herford ent-
halten und steht somit im Einklang mit den für die Strukturpolitik maßgeblichen Festsetzungen der 
Raumordnung und Landesplanung. 
Die L 712n (Ostwestfalenstraße) verläuft quer durch Ostwestfalen-Lippe und stellt eine überregio-
nale Verbindung für den Raum Lippe und Höxter mit dem Oberzentrum Bielefeld dar.  
 
Der 4. Bauabschnitt der L 712n beginnt an der B 61 (Herforder Straße)/Grafenheider Straße und 
endet, nach östlichen Verlauf im Anschlussbereich des derzeit im Bau befindlichen Knotenpunktes 
der L 712n/L778 (Altenhagener Straße). Mit seiner Fertigstellung erreicht die Ostwestfalenstraße 
ihre endgültige Funktion. 



  
Die Länge der geplanten Baumaßnahme beträgt ca. 2,7 km. Hierin enthalten sind ca. 340 m für  
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die Verlegung der Grafenheider Straße. Die B 61 (Herforder Straße) wird auf ca. 700 m in südli-
cher Richtung vierspurig ausgebaut. 
 
Der Verkehr aus dem nördlichen  Bereich von Bielefeld in Richtung A 2 bzw. Lippe wird im We-
sentlichen über die L 778 (Altenhagener Straße) abgewickelt, die neben ihrer Funktion für den 
regionalen Verkehr auch Erschließungsfunktionen übernehmen muss und deren Leistungsfähig-
keitsgrenze nahezu erreicht ist. Ein überregionaler oder großräumiger Netzschluss fehlt. Der Ver-
kehr verteilt sich daher teilweise auf das umliegende untergeordnete Straßennetz und belastet 
damit auch Straßen, die durch Wohngebiete führen. Durch den Bau der L 712n ergeben sich im 
angrenzenden Straßennetz trotz der bis für das Jahr 2020 prognostizierten allgemeinen Verkehrs-
zunahmen deutliche Entlastungen.  
 
Laut Umweltverträglichkeitsstudie ist im gesamten Untersuchungsraum kein durchgehend kon-
fliktarmer Korridor, sowohl aus Sicht der bebauten wie auch der unbebauten Umwelt zu finden. 
Die Beeinträchtigung der Erholungs- und Freizeitfunktion des durch die Baumaßnahme berührten 
Umfeldes ist als gering einzustufen. Die Trassenführung führt zur Überplanung von vier Wohn-
häusern sowie zur Zerschneidung und Veränderung von Wegebeziehungen.  
 
Des Weiteren sind für die Baumaßnahme entsprechend den gesetzlichen Vorgaben lärmtechni-
sche Berechnungen durchgeführt worden. Hierbei stellte sich heraus, dass in Teilbereichen Maß-
nahmen des aktiven Lärmschutzes (siehe hierzu Drs.-Nr. 2009/5038) vorzusehen sind. Zum Teil 
liegen auch Anspruchsvoraussetzungen zur Erstattung der Kosten für Lärmschutz an baulichen 
Anlagen –sogenannter passiver Lärmschutz- dem Grunde nach vor. 
 
Unter Berücksichtigung des zukünftigen Verkehrsaufkommens –bezogen auf das Prognosejahr 
2020- ist für die Baumaßnahme ein Luftschadstoffgutachten erstellt worden. Dabei wurden die im 
Plan ausgewiesenen Lärmschutzmaßnahmen (Wall/Wand) berücksichtigt. Hiernach ergibt sich, 
dass die Grenzwerte nicht überschritten werden. Auch der Grenzwert für das PM10-Jahresmittel 
wird an keinem Untersuchungspunkt überschritten. Für die höchstbelasteten Bereiche straßen-
naher Wohnbebauung ist die Einhaltung des PM10-Kurzzeitgrenzwertes unter Berücksichtigung 
der wahrscheinlichen Prognose gegeben. Maßgebend für die Betrachtung sind solche Grund-
stücke, auf denen Menschen über einen längeren Zeitraum Luftschadstoffen ausgesetzt sind. 
 
Für das Untersuchungsgebiet liegen keine einheitlichen, flächendeckenden faunistischen Daten 
vor. Insofern wurden spezielle Untersuchungen zu den Artengruppen der Amphibien, Fleder-
mäuse und Vögel durchgeführt. Hieraus lässt sich ableiten, dass aufgrund des Neubaus der 
L 712n eine Beeinträchtigung der Amphibien und der Fledermäuse nicht auszuschließen ist und 
somit verschiedene Maßnahmen zur Kompensation vorgesehen werden müssen. Das Vorkom-
men der Vögel wird nicht erheblich beeinträchtigt. 
Durch die Neubaumaßnahme sind zusätzliche Flächenversiegelung und hierdurch hervorgerufe-
nen Beeinträchtigungen des Bodens nicht zu vermeiden. Hierzu zählen z. B. Bodenverdichtung, 
Zerstörung des Bodenaufbaus und Vernichtung der Bodenlebewesen. 
Wasserschutzzonen werden durch die Baumaßnahme nicht berührt.  
 
Die Kosten der Baumaßnahme (durchgehende Strecke) trägt der Landesbetrieb Straßenbau NRW 
(Straßenbauverwaltung), soweit im Einzelnen nicht eine andere Regelung im Bauwerksverzeich-
nis ausgewiesen ist. Die kreuzungsbedingten Kosten zum Knotenpunkt B 61/L 712n/Grafenheider 
Straße werden in einer separaten Vereinbarung geregelt. In den Fällen, in denen bei Versor-
gungsleitungen im Bauwerksverzeichnis keine Kostenregelung ausgewiesen ist, erfolgen diese 
aufgrund bestehender Verträge bzw. nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechts außerhalb 
der Planfeststellung. 
 
Die Maßnahme soll nach Vorliegen der baurechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen durch-
geführt werden. Die Durchführung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen außerhalb des direk-



ten Trassenbereiches wird die Straßenbauverwaltung spätestens mit dem Baubeginn einleiten  
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und innerhalb eines Jahres abschließen. Die Durchführung der landschaftspflegerischen Begleit-
maßnahmen im direkten Trassenbereich sowie die Pflanzung des Straßenbegleitgrüns werden 
innerhalb eines Jahres nach Fertigstellung der Fahrbahn vorgenommen. Die jeweiligen Vegeta-
tionsperioden werden berücksichtigt.  
 
Im Rahmen einer Vorstellung der Planung zum Bau der L 712n durch den Landesbetrieb 
Straßenbau am 03.04.2008 (Informationsvorlage Drs.-Nr 2009/5038) hat die BV Heepen bereits 
einen Beschluss gefasst, im dem die Forderung nach einer zusätzlichen Wegeverbindung in das 
Naherholungsgebiet nördlich der L 712n sowie eine Umgestaltung der Herforder Straße zwischen 
den Knotenpunkten mit der L 712n und der Braker Straße in die städtische Stellungnahme mit 
aufzunehmen sind. Diese Anregungen sind in die jeweiligen Teilstellungnahmen eingeflossen 
[Anlage 1, Seite 2 (Aus verkehrlicher Sicht…) und Anlage 2, Seite 3, Punkt B]. 
 
Zusammenfassung: 
 
Als Anlagen beigefügt sind die zwei Teilstellungnahmen der Verwaltung an die Bezirksregierung 
Detmold. Grundsätzliche Bedenken wurden seitens der beteiligten Ämter und Dienststellen zum 
Neubau der L 712n, 4.BA nicht geäußert. Des Weiteren hat der Oberbürgermeister entsprechend 
den als Anlagen 1 und 2 beigefügten Schreiben vorbehaltlich einer Zustimmung der politischen 
Gremien zum Neubau der L 712n, 4. BA zur Fristwahrung gegenüber der BR Detmold positiv 
Stellung bezogen. 
 
Anlagen 
 
 
Oberbürgermeister/Beigeordnete(r) Wenn die Begründung länger als drei 

Seiten ist, bitte eine kurze 
Zusammenfassung voranstellen. 
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